
 

 

Dritte Kammer/ Troisième Chambre 22.1.2014 

2. Verfahren/Procédures 

a) Konkurrentenbeschwerde  
Nr. 240/13   
(Telekommunikation - «Nur bei xxxxxxxx: Rund um die Uhr gratis telefonieren») 

b) Konkurrentenbeschwerde  
Nr. 257/13   
(Telekommunikation – Werbebroschüre «Vertikalerschliessung nur in Glasfaser. Ist das sinnvoll?») 

c) Konkurrentenbeschwerde  
Nr. 259/13  
(Irreführende Aussagen – Medienmitteilung «Die Bäderbranche lanciert eigenes Brevet») 

d) Nr. 284/13  
(Sexismus - Plakat xxxxxxxx «Showtime!») 

e) Nr. 295/13  
(Sexismus – Plakat und Inserat «Wir finden uns anziehend») 

f) Nr. 285/13  
(Direktmarketing – Werbeflyer im Briefkasten trotz Sterneintrag) 

 

 

  



 

  2 

2. Verfahren/Procédures 

a) Konkurrentenbeschwerde 
Nr. 240/13  
(Telekommunikation - «Nur bei xxxxxxxx: Rund um die Uhr gratis telefonieren») 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin macht geltend, dass die Werbeaussage «Nur bei xxxxxxxx: Rund um die 
Uhr gratis telefonieren» unrichtig und somit unlauter sei. Mit ihrem eigenen Angebot «FreePhone 
Swiss» seien Gratisanrufe rund um die Uhr ins Festnetz möglich. Da die Aussage der Beschwerde-
gegnerin nicht spezifiziert sei, sei es nicht von Relevanz, dass bei diesem Angebot Anrufe ins Mobil-
netz nicht inbegriffen seien. Zudem gebe es auch bei der weiteren Konkurrenz Angebote, welche 
Gratistelefonie in das Fest- wie auch Mobilnetz beinhalten. 

2 Die Beschwerdegegnerin macht geltend, dass für den Durchschnittsadressaten aufgrund der Auf-
machung der Werbung und des Namens des Angebots («xxxxxxxx») klar sei, dass damit nur das Te-
lefonieren aus dem Festnetz ins Fest- und Mobilnetz beworben werde. Angebote von Mobilfunkan-
bietern seien im Vergleich daher nicht zu berücksichtigen. 

3 Zudem habe die Anrufkategorie Fix-to-Mobile heute eine solch grosse quantitative Bedeutung, dass 
sie im Bewusstsein der Konsumenten eine grosse Rolle spiele. Die beanstandete Aussage werde 
vom Konsumenten daher insbesondere auch auf das Telefonieren auf Mobilnetze verstanden. Daher 
sei die Alleinstellungsaussage nach wie vor richtig und damit nicht unlauter. 

4 Mit der Aussage «Nur bei xxxxxxxx: Rund um die Uhr gratis telefonieren» macht die Beschwerde-
gegnerin geltend, sie sei die einzige Anbieterin, welche die fragliche Leistung erbringe. Es handelt 
sich somit um eine Alleinstellungsbehauptung, welche den Bestimmungen zur vergleichenden Wer-
bung untersteht (vgl. z.B. HILTY/ARPAGAUS, Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG), 
Basler Kommentar, Basel 2013, N 34 ff. zu Art. 3 Abs. 1 lit. e UWG; BGE 129 III 426, E. 3.1.2). 

5 Vergleichende Werbung gilt gemäss Grundsatz Nr. 3.5 der Schweizerischen Lauterkeitskommission 
sowie Art. 3 lit. e UWG als unlauter, sofern sie mittels unrichtiger, irreführender oder unnötig verlet-
zender Äusserungen oder in unnötig anlehnender Weise mit anderen, ihren Waren, Werken, Leis-
tungen oder deren Preisen vergleicht. Gemäss Grundsatz Nr. 3.5 Ziff. 1 ist eine Äusserung unrichtig, 
wenn die verglichenen Waren oder Leistungen nicht vergleichsfähig sind, d.h. einen umfassenden 
und abschliessenden sachlichen Vergleich nicht ermöglichen, wenn der Bezugnahme nicht identi-
sche oder zumindest nicht vergleichbare, im System- oder Warenvergleich nicht austauschbare o-
der vertretbare Elemente zugrunde gelegt werden, wenn die Angaben den Tatsachen, wie sie das 
Publikum versteht, nicht entsprechen, und wenn die Bezugnahme fälschlicherweise als umfassend 
und abschliessend dargestellt wird. Die Rechtsprechung des Bundesgerichts ist dabei sehr streng 
und verlangt, dass nur wirklich Vergleichbares miteinander in Beziehung gebracht werden darf (BGE 
104 II 124 E. 5b S. 133). Das gilt namentlich für Alleinstellungsbehauptungen wie im vorliegenden 
Fall. Das Bundesgericht hält dazu fest (BGE 129 III 426, E. 3.1.2): «Plus généralement, il convient de 
faire preuve d'une grande prudence si l'on prétend être unique. On ne peut rien objecter à l'affirma-
tion lorsqu'elle est vraie. Toutefois, s'il existe un doute, il est préférable d'y renoncer.». 

6 Im Sinne der bundesgerichtlichen Rechtsprechung ist nicht nur an den Richtigkeitsbeweis einer 
Alleinstellungsbehauptung ein hoher Massstab zu setzen. Der Werbetreibende, der sich über die ge-
samte Konkurrenz stellt, muss auch sicherstellen, dass der Durchschnittsadressat die Alleinstel-
lungsbehauptung richtig versteht und die Gefahr von Fehlvorstellungen durch sehr klare Kommuni-
kation vermieden wird.  
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7 Diesen hohen Anforderungen an Alleinstellungsbehauptungen entspricht die vorliegende kommer-
zielle Kommunikation nicht. Vom Durchschnittsadressaten kann nicht erwartet werden, dass er die 
Benennung der Dienstleistungen der Beschwerdegegnerin im Detail kennt und beispielsweise aus 
der Bezeichnung « xxxxxxxx -Paket» sofort und unmittelbar erkennt, dass sich die Alleinstellungs-
behauptung zum Beispiel alleine auf die Angebote Fix-to-Mobile oder Fix-to-Fix beschränken soll. 
Wie die Beschwerdegegnerin selber festhält, beschränkt sich aber die Exklusivität auch nach ihrem 
eigenen Verständnis auf Festnetz-Flatangebote. Diese Einschränkung geht unter Berücksichtigung 
des geschilderten strengen Massstabes aber nicht in der notwendigen Offensichtlichkeit und Klar-
heit aus dem beanstandeten Werbemittel und der fraglichen Alleinstellungsbehauptung hervor. Re-
levante Einschränkungen wie «vom Festnetz in alle schweizerischen Netze» müssten bereits in der 
Grundaussage enthalten sein. Kann die notwendige Offensichtlichkeit und Klarheit in kurzen Werbe-
aussagen (Headlines etc.) zum Beispiel aufgrund der Komplexität und Verschiedenheit der auf dem 
Markt durch die verschiedenen Anbietern angebotenen Leistungen nicht erzielt werden, so ist im 
Sinne der bundesgerichtlichen Rechtsprechung im Zweifelsfalle auf Alleinstellungsbehauptungen zu 
verzichten. Die Beschwerde ist aus diesen Gründen gutzuheissen. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, inskünftig auf die Alleinstellungsbehauptung «Nur bei 
xxxxxxxx: Rund um die Uhr gratis telefonieren» zu verzichten. 
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b) Konkurrentenbeschwerde 
Nr. 257/13  
(Telekommunikation – Werbebroschüre «Vertikalerschliessung nur in Glasfaser. Ist das sinnvoll?») 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin erachtet folgende Aussagen in einer Werbebroschüre «Vertikalerschlies-
sung nur in Glasfaser. Ist das sinnvoll?» der Beschwerdegegnerin als irreführend bzw. unlauter: 

- «bestehende Kunden […] bei Umzug […] auf weniger leistungsfähige Produkte umsteigen» 
müssten 

- «Begrenzter Wettbewerb, langfristig eventuell gar nur ein Anbieter» 
- «der Mieter […] eine nachträgliche Erschliessung der Wohnung mit Koax gerichtlich durchset-

zen» könne 
- dass u.a. das BAKOM in ihren technischen Richtlinien vorsehen würden, «eine Vertikalerschlies-

sung in Koax und Glasfaser durchzuführen» resp. «bei der Hausverkabelung nebst Glasfaser 
auch weiterhin Koax zu verlegen.» 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt unter anderem das Nichteintreten, da der fragliche Flyer nicht 
mehr verfügbar und durch eine neue Version ersetzt worden sei. Es bestehe kein Rechtsschutzinte-
resse der Beschwerdeführerin mehr. 

3 Gemäss Art. 9 Abs. 1 lit. b des Geschäftsreglements der Lauterkeitskommission wird auf eine Be-
schwerde nicht eingetreten, wenn die beschwerdegegnerische Partei die beanstandete Massnahme 
der kommerziellen Kommunikation einstellt. Nach ständiger Praxis kann eine solche Nichtanhand-
nahme nicht nur durch das Sekretariat verfügt werden, sondern auch die zuständigen Kammern 
können das Nichteintreten auf eine Beschwerde beschliessen (vgl. Art. 10 Abs. 2 des Geschäftsreg-
lements). 

4 Eine Nichtanhandnahme ist nur in den Fällen angezeigt, in welchen mit der Zusicherung der Einstel-
lung der Kommunikationsmassnahme der Verzicht auf die beanstandeten Werbeaussagen etc. ein-
hergeht.  

5 Vorliegend verweist die Beschwerdegegnerin darauf, dass der fragliche Flyer überarbeitet worden 
sei und die beanstandeten Äusserungen darin nicht mehr vorkommen würden. Sie macht geltend, 
dass die Beschwerdeführerin kein Rechtsschutzinteresse mehr habe. Wenn die Beschwerdegegne-
rin ein fehlendes Rechtsschutzinteresse behauptet, impliziert sie damit demnach, dass sie inskünf-
tig nicht nur auf den fraglichen Flyer, sondern auch auf die beanstandeten obgenannten Äusserun-
gen verzichtet. Aufgrund dieser umfassenden und bedingungslosen Zusicherung kann das fehlende 
Rechtsschutzinteresse bejaht und die Nichtanhandnahme beschlossen werden. 

6 Es liegt auch keine Sache von grundsätzlicher, allgemeiner und präjudizieller Bedeutung im Sinne 
von Art. 10 Abs. 1 des Geschäftsreglements vor, in welcher trotz fehlendem Rechtsschutzinteresse 
über eine Beschwerde materiell entschieden werden könnte. 

b e s c h l i e s s t : 

Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten. 
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c) Konkurrentenbeschwerde 
Nr. 259/13 
(Irreführende Aussagen – Medienmitteilung «Die Bäderbranche lanciert eigenes Brevet») 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin erachtet folgende Aussagen der Beschwerdegegnerin in einer Medienmit-
teilung als unrichtig bzw. irreführend und erläutert dies entsprechend in ihrer Beschwerde: 

- Die Zertifizierungskosten seien deutlich günstiger als andere Angebote auf dem Markt. 
- Die Beschwerdeführerin hätte das Ausbildungsniveau gesenkt. 
- Das «BiP» sei das einzige in der Schweiz erhältliche Brevet, welches das für einen Badange-

stellten verlangte Wissen im Bereich der Lebensrettung vollumfänglich und kompakt vermittle. 
- Bad-Verantwortliche würden die Gewissheit erlangen, dass die Badmitarbeitenden mit einem 

«BiP» sämtliche gemäss aktueller Rechtsprechung verlangten Kompetenzen besässen. Diese 
Gewissheit könne kein anderes Brevet bieten. 

2 Die Beschwerdegegnerin erläutert in ihrer Stellungnahme, weshalb sie die von der Beschwerdefüh-
rerin angefochtenen Aussagen als zutreffend und somit lauter erachtet. 

3 Die Lauterkeitskommission qualifiziert die vorliegende Medienmitteilung als Massnahme der kom-
merziellen Kommunikation im Sinne des Grundsatzes 1.2, womit sie befugt ist, deren Inhalt auf sei-
ne Lauterkeit zu überprüfen. Die Medienmitteilung der Beschwerdegegnerin dient im Wesentlichen 
dazu, bisherige und angehende professionelle Badangestellte sowie deren Arbeitgeber systematisch 
in ihrer Einstellung zu den Ausbildungs-/Weiterbildungsdienstleistungen der Beschwerdegegnerin 
zum Zweck des Abschlusses eines Rechtsgeschäfts mit ihr zu beeinflussen, bzw. zu verhindern, 
dass ein entsprechendes Rechtsgeschäft mit der Konkurrenz abgeschlossen wird. Zudem informiert 
die Beschwerdegegnerin über ihr (kommerzielles) Dienstleistungsangebot und vergleicht dieses mit 
der Konkurrenz. 

4 Aussagen der kommerziellen Kommunikation sind nach dem Verständnis des Durchschnittsadres-
saten der massgebenden Zielgruppe der fraglichen Kommunikation zu beurteilen (Grundsatz Nr. 1.1 
Ziff. 2 der Lauterkeitskommission). Vorliegend fragt sich demnach, wie die Adressaten der Medien-
mitteilung, also Personen, welche eine entsprechende Ausbildung/Weiterbildung machen wollen, 
über eine entsprechende Ausbildung/Weiterbildung verfügen oder Personen einstellen, welche über 
eine derartige Ausbildung/Weiterbildung verfügen, die beanstandeten Aussagen verstehen. Die Aus-
sagen richten sich an Branchenangehörige und insbesondere auch an Personen, welche der Bran-
che gerne angehören würden (und dafür eine entsprechende Ausbildung absolvieren wollen). 

5 Die Lauterkeitskommission erachtet die beanstandeten Aussagen aus nachfolgenden Gründen alle-
samt als unlauter: 

6 a) Die Zertifizierungskosten seien deutlich günstiger als andere Angebote auf dem Markt: 

Der Begriff «Zertifizierungskosten» wird durch den Durchschnittsadressaten so verstanden, dass 
dies die Kosten betrifft, welche er für die Erlangung des Zertifikats aufwenden muss. Da die Aus-
bildung vor Erlangung des Zertifikats abgeschlossen sein muss (gemäss Ziff. 6.2 des Reglements 
Brevet xxxxxxxx,, genehmigt am 13. Juni 2013, wird nur zur Prüfung zugelassen, wer den Kurs zu 
100% besucht hat), können Kurs- und Zertifizierungskosten bei einem Konkurrenzvergleich nicht 
unabhängig voneinander betrachtet werden. Der Durchschnittsadressat versteht «deutlich güns-
tiger» also in Bezug auf das Gesamtpaket von (zwingend entstehenden) Kosten für Ausbildung 
und Zertifikat und nicht nur, wie die Beschwerdegegnerin geltend macht, in Bezug auf reine Kos-
ten für die Ausstellung eines Zertifikats wie die Erfassung von Daten und die Ausstellung des 
Ausweises. 
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Es kann daher der Argumentation der Beschwerdeführerin gefolgt werden, dass die Aussage 
unwahr ist, wenn ein vergleichbares Gesamtpaket eines anderen Anbieters günstiger ist. Die Be-
schwerdegegnerin stellt in ihrer Beschwerdeantwort nicht in Abrede, dass das «BiP» mit rund 
CHF 1‘200 deutlich teurer ist als die vergleichbare Ausbildung der Beschwerdeführerin mit ei-
nem Kostenpunkt von rund CHF 700. 

7 b) Die Beschwerdeführerin hätte das Ausbildungsniveau gesenkt: 

Mit dieser Aussage wird suggeriert, dass die Beschwerdeführerin mit ihren aktuellen Ausbil-
dungsmodulen nur noch eine qualitativ ungenügende Bildungsdienstleistung anbiete, welche das 
erforderliche Marktniveau nicht erreiche. Die Aussage blendet völlig aus, dass die Beschwerde-
führerin auch heute noch vergleichbare Aus- und Weiterbildungen anbietet und disqualifiziert 
damit gezielt die aktuellen Angebote der Beschwerdeführerin. Die Beschwerdeführerin selbst 
wird dadurch in ein schlechtes Licht gerückt und herabgesetzt.  

Diese Aussage ist daher einerseits irreführend, da die aktuellen Aus- und Weiterbildungsangebo-
te der Beschwerdeführerin unbeachtet bleiben, andererseits ist sie unnötig herabsetzend, weil 
sie dem Durchschnittsadressaten einredet, die Angebote der Beschwerdeführerin seien qualita-
tiv ungenügend und unterhalb des erforderlichen Marktniveaus. 

8 c) Das «BiP» sei das einzige in der Schweiz erhältliche Brevet, welches das für einen Badangestell-
ten verlangte Wissen im Bereich der Lebensrettung vollumfänglich und kompakt vermittle: 

Mit dem Begriff «einzige» erfolgt eine Alleinstellungsbehauptung durch die Beschwerdegegne-
rin, welche implizit kommuniziert, dass sämtliche vergleichbaren Konkurrenzangebote in der 
Schweiz weder vollumfänglich noch kompakt Wissen vermitteln. Daher müsste die Beschwerde-
gegnerin gestützt auf den Grundsatz 1.9 beweisen können, dass diese Alleinstellung den realen 
Tatsachen entspricht. 

In Ziff. 3 ihrer Stellungnahme bringt die Beschwerdegegnerin zwar vor, dass das vergleichbare 
Angebot der Beschwerdeführerin aufgrund des modularen Aufbaus nicht kompakt sei. Dem ist 
zuzustimmen. Sie unterlässt es aber aufzuzeigen, warum das Angebot der Beschwerdeführerin 
keine vollumfängliche und damit vollständige Wissensvermittlung beinhalten soll. Ebensowenig 
wird dargelegt, warum die Angebote der in Ziff. 1 erwähnten weiteren Konkurrenzanbieter keine 
vollumfängliche und kompakte Wissensvermittlung aufweisen sollen. 

Aufgrund des fehlenden Beweises der Richtigkeit ist die Alleinstellungsbehauptung in Bezug auf 
die Vollständigkeit bzgl. dem Angebot der Beschwerdeführerin und in Bezug auf die Vollständig-
keit und Kompaktheit bzgl. den Angeboten der weiteren Konkurrenzanbieter unrichtig und zudem 
irreführend. 

9 d) Bad-Verantwortliche würden die Gewissheit erlangen, dass die Badmitarbeitenden mit einem 
«BiP» sämtliche gemäss aktueller Rechtsprechung verlangten Kompetenzen besässen. Diese 
Gewissheit könne kein anderes Brevet bieten: 

Hier wird dem Durchschnittsadressaten suggeriert, es bestehe bei Absolvierung des «BiP» eine 
erhöhte Rechtssicherheit und eine gegenüber anderen Angeboten bessere Ausbildung. Die Be-
schwerdegegnerin macht jedoch selber geltend, es gehe bei ihrer Aussage lediglich darum, dass 
die aktuelle Rechtsprechung – ohne diese näher zu erläutern – von einem Badbetreiber verlange, 
dass sämtliche Mitarbeitenden über ein gültiges BLS-AED-Brevet verfügen müssten. 
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Diese Aussage ist somit unklar und missverständlich. Es kann daher der Argumentation der Be-
schwerdeführerin gefolgt werden, wonach die Aussage unrichtig und irreführend ist, weil sie 
dem Adressaten eine Gewissheit suggeriert, welche es in einem juristischen Streitfall nicht ge-
ben kann, da nicht die Ausbildung selbst für die Schuldfrage entscheidend ist. Im Übrigen unter-
lässt es die Beschwerdegegnerin, ihre Aussage dahingehend zu beweisen, dass die aktuelle 
Rechtsprechung die Absolvierung eines BLS-AED Brevets verlangt, und dass bei sämtlichen ver-
gleichbaren Konkurrenzangeboten die BLS-AED-Ausbildung nicht integriert ist. 

Die Aussage ist daher irreführend und unrichtig. 

10 Aufgrund der festgestellten Unlauterkeit der vier Aussagen ist die Beschwerde vollumfänglich gut-
zuheissen. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, inskünftig in ihren Massnahmen der kommerziellen 
Kommunikation auf die Verwendung der vier Aussagen zu verzichten. 
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d) Nr. 284/13 
(Sexismus - Plakat xxxxxxxx «Showtime!») 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer erachtet das Plakat zur Bewerbung eines Erotik-Etablissements mit der 
Überschrift «SHOWTIME!» und der Abbildung einer fast nackten Frau als geschlechterdiskriminie-
rend und Verstoss gegen den Grundsatz Nr. 3.11 der Lauterkeitskommission.  

2 Die Beschwerdegegnerin macht geltend, dass das Werbemittel nicht gegen das Gesetz verstosse 
und sie somit die notwendige Sorgfalt im Sinne des Grundsatzes Nr. 1.8 der SLK wahrgenommen 
habe. Daher sei sie als Plakatgesellschaft nicht für den Inhalt dieses Werbemittels verantwortlich. 

3 Darüber hinaus beantragt die Beschwerdegegnerin die Abweisung der Beschwerde und erläutert, 
weshalb kein Verstoss gegen den Grundsatz Nr. 3.11 vorliege. 

4 Kommerzielle Kommunikation für zulässige Erotikangebote in der Öffentlichkeit ist nicht zu bean-
standen, solange sie sich im Rahmen der Gesetzgebung und der Grundsätze der Lauterkeitskom-
mission bewegt, insbesondere solange die Werbung nicht die Würde von Frau oder Mann verletzt 
und damit als geschlechterdiskriminierend zu qualifizieren wäre. 

5 Die Lauterkeitskommission vermag in der beanstandeten Abbildung keinen Fall geschlechterdis-
kriminierender Werbung im Sinne des Grundsatzes 3.11 zu erkennen. Das abgebildete Model er-
weckt nicht den Eindruck unter 18 Jahre alt zu sein, womit nicht von einer fehlenden Respektierung 
des Kindes- und Jugendalters gesprochen werden kann. Es liegt auch keine unangemessene Dar-
stellung von Sexualität vor, da das Model stehend und ohne direkte Bezugnahme auf den Ge-
schlechtsakt oder auf bestimmte Sexualpraktiken abgebildet wird. Unterwerfung, Ausbeutung, Ge-
walt oder Dominanzgebaren vermag die Kommission nicht zu erkennen, ebensowenig die Zuschrei-
bung von stereotypen Eigenschaften. Zwischen der fraglichen Abbildung und der beworbenen, 
rechtlich zulässigen Dienstleistung besteht ein klarer und offensichtlicher Zusammenhang. Die Be-
schwerde ist daher abzuweisen. 

6 Da die Beschwerde abgewiesen wird, kann offen bleiben, ob die Beschwerdegegnerin unter Berück-
sichtigung des Grundsatzes 1.8 überhaupt verantwortlich und passivlegitimiert wäre. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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e) Nr. 295/13 
(Sexismus – Plakat und Inserat «Wir finden uns anziehend») 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Nach Auffassung der Beschwerdeführerin ist die Bewerbung eines Fitnesscenters mit der Über-
schrift «Wir finden uns anziehend» und der Abbildung des Brustbereiches einer Frau mit einem 
teilweise geöffneten Reissverschluss geschlechterdiskriminierend im Sinne des Grundsatzes 
Nr. 3.11 der Lauterkeitskommission. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. Mit dem vorliegenden Sujet 
habe die Beschwerdegegnerin auf lustige und auch etwas provokativere Art die Fusion zweier Fit-
nesscenterketten bewerben wollen. Um dem Vorwurf der Geschlechterdiskriminierung entgegenzu-
treten sei die Kampagne auch mit einem männlichen Modell umgesetzt worden. 

3 Gemäss Grundsatz Nr. 3.11 Ziff. 1 ist Werbung, die ein Geschlecht diskriminiert, indem sie die Wür-
de von Frau oder Mann verletzt, unlauter. Laut Ziff. 2 liegt geschlechterdiskriminierende Werbung 
insbesondere vor, wenn zwischen der das Geschlecht verkörpernden Person und dem beworbenen 
Produkt kein natürlicher Zusammenhang besteht und die Person in rein dekorativer Funktion als 
Blickfang dargestellt wird. 

4 Im vorliegenden Sujet wird das Décolleté einer mit einem Trainingsanzug bekleideten Frau, deren 
Kopf nicht sichtbar ist, mit dem Werbetext «Wir finden uns anziehend» für Werbung im Zusammen-
hang mit einem Zusammenschluss zweier Anbieter von Fitnessdienstleistungen eingesetzt. Die Frau 
ist im Begriff, ihren Trainingsanzug, welcher die beiden je auf einer Brust angebrachten Firmenlo-
gos ziert, mit einem Reissverschluss zu öffnen oder zu schliessen. Die Verwendung des Décolletés 
dient ausschliesslich als Eyecatcher für das Inserat. Zudem besteht zwischen der Abbildung des 
weiblichen Décolletés und dem beworbenen Inhalt kein natürlicher Zusammenhang. 

5 Die Argumentation der Beschwerdegegnerin, wonach die Werbung nicht geschlechterdiskriminie-
rend sei, da es ein männliches und ein weibliches Sujet gebe, schlägt fehl. Jedes Sujet steht für sich 
alleine und ist separat auf einen allfälligen Verstoss gegen den Grundsatz Nr. 3.11 zu beurteilen. 
Somit hebt die Existenz eines männlichen Sujets in ähnlicher Form die Unlauterkeit des vorliegen-
den Sujets nicht auf. 

6 Die Beschwerde ist demnach gutzuheissen. 

b e s c h l i e s s t : 

Der Beschwerdegegnerin wird empfohlen, inskünftig auf die Verwendung des vorliegenden Sujets zu 
verzichten. 
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f) Nr. 285/13 
(Direktmarketing – Werbeflyer im Briefkasten trotz Sterneintrag) 

Die Dritte Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer macht geltend, dass er trotz mehrmaliger mündlicher und schriftlicher Auf-
forderung sowie trotz Sterneintrag Werbematerial von verschiedenen Maklern der Immobilienkette 
erhält, zu der auch der Beschwerdegegner gehöre. Die Maklerorganisation berufe sich jeweils da-
rauf, dass jeder Makler ein eigenständiger Unternehmer sei. Das verunmöglicht nach Ansicht des 
Beschwerdeführers aber ein sinnvolles Vorgehen gegen unerwünschtes Werbematerial. 

2 Der Beschwerdegegner erläutert in seiner Stellungnahme, dass es sich beim beanstandeten 
Schreiben um einen persönlich adressierten und mit Kugelschreiber unterzeichneten Brief an den 
Beschwerdeführer gehandelt habe. Das Schreiben sei erfolgt, da er den Beschwerdeführer aus sei-
ner früheren beruflichen Tätigkeit persönlich kennt und mit dessen Tochter zur Schule gegangen 
sei. Er werde es aber inskünftig unterlassen, den Beschwerdeführer weiter zu kontaktieren. 

3 Wer Verkaufsmethoden im Fernabsatz anwendet, hat gemäss Grundsatz Nr. 4.4 Ziff. 2 der Schweize-
rischen Lauterkeitskommission zu gewährleisten, dass niemand kontaktiert wird, der zum Beispiel 
nach einer Kontaktnahme erklärt hat, keine kommerzielle Kommunikation mehr erhalten zu wollen.  

4 Der Beschwerdeführer hat im vorliegenden Fall glaubhaft aufzeigt, dass er keine bestehende Kun-
denbeziehung zum Beschwerdegegner pflegt, und dass er gegenüber xxxxxxxx mehrfach angezeigt 
hat, dass er keine direktadressierte Werbung erhalten wolle. Dem Beschwerdeführer wurde jeweils 
mitgeteilt, dass sein Wunsch sämtlichen Maklern zur Kenntnisnahme weitergeleitet wurde. Somit 
darf vom xxxxxxxx-Netzwerk und all seinen Franchise- und Lizenznehmern erwartet werden, dass 
eine interne «Blacklist» geführt wird, aus welcher entnehmbar ist, welchen Empfängern keine di-
rektadressierte Werbung zugestellt werden darf. 

5 Mangels Rechtfertigungsgrund war die Zustellung der direkt adressierten Werbesendung durch den 
Beschwerdegegner im vorliegenden Fall in klarer Weise unzulässig.  

6 Die Beschwerde ist vor diesem Hintergrund gutzuheissen. 

7 Dem Vorbringen des Beschwerdegegners, es handle sich um ein persönliches Schreiben, weil sich 
die Parteien kennen würden, kann nicht gefolgt werden. Das beanstandete Werbeschreiben vom 
14. November 2013 enthält weder einen erkennbaren individuellen Inhalt noch eine persönliche An-
sprache des Beschwerdeführers. 

8 Der Beschwerdeführer wird darauf hingewiesen, dass sich ein Sterneintrag im Telefonbuch nicht 
gegen direktadressierte postalische Werbung richtet, sondern gegen Telefonmarketing. Wer die Zu-
stellung unerwünschter adressierter Werbung verhindern will, kann sich kostenlos in die Robinson-
listen des SDV Schweizerischen Dialogmarketing Verbandes eintragen. 

b e s c h l i e s s t : 

Dem Beschwerdegegner wird empfohlen, dem Beschwerdeführer inskünftig keine direkt adressier-
te Werbung mehr zukommen zu lassen. 

 

 


